












 
 

Bez.: Ueb_1 Stand: Juni 2021 Seite 1 von 2 
 

TöB-Stellungnahmen des LGRB – Merkblatt für Planungsträger 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium (LGRB) nutzt für die Erarbei-
tung der Stellungnahmen zu Planungsvorgängen, die im Rahmen der Anhörung als Träger öffentlicher 
Belange (TöB) abgegeben werden, einen digitalen Bearbeitungsablauf (Workflow). Um diesen Workflow 
effizient zu gestalten und die TöB-Planungsvorgänge fristgerecht bearbeiten zu können, sind folgende Punkte 
zu beachten. 
 
 

1 Übermittlung von digitalen Planungsunterlagen 

Alle zum Verfahren gehörenden Unterlagen sind nach Möglichkeit dem LGRB nur digital 
bereitzustellen.  
 
Übermitteln Sie uns digitale und georeferenzierte Planungsflächen (Geodaten), damit wir diese in unser 
Geographisches Informationssystem (GIS) einbinden können. Dabei reichen die Flächenabgrenzungen 
aus. Günstig ist das Shapefile-Format. Falls dieses Format nicht möglich ist, können Sie uns die Daten auch 
im AutoCAD-Format (dxf- oder dwg-Format) oder einem anderen gängigen Geodaten- bzw. GIS-Format 
zusenden.  
 
Bitte übermitteln Sie Datensätze (bis max. 20 MB Größe) per E-Mail an abteilung9@rpf.bwl.de. Größere 
Datensätze bitten wir auf einer CD zu übermitteln. Alternativ können wir alle zum Verfahren gehörenden 
Unterlagen auch im Internet, möglichst gesammelt in einer einzigen ZIP-Datei herunterladen. 
 
Bei Flächennutzungsplanverfahren, welche die gesamte Fläche einer Gemeinde/VVG/GVV umfassen, 
benötigen wir zusätzlich den Kartenteil in Papierform. 
 
 

2 Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 

Bei erneuter Vorlage von Planungsvorhaben sollten Veränderungen gegenüber der bisherigen Planung 
deutlich gekennzeichnet sein (z. B. als Liste der Planungsänderungen mit Verlinkung zu den 
entsprechenden Planunterlagen; Kennzeichnung im Dateinamen). 
 
 

3 Information zur weiteren Einbindung des LGRB in das laufende Verfahren 

Wir bitten Sie, von einer standardmäßigen Übermittlung von weiteren Unterlagen ohne eine erforderliche 
Beteiligung des LGRB abzusehen. Hierunter fallen Abwägungsergebnisse, Satzungsbeschlüsse, Mitteilungen 
über die Rechtswirksamkeit, Bekanntmachungen, Terminniederschriften ohne Beteiligung des LGRB 
(Anhörung, Scoping, Erörterung), immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, wasserrechtliche Erlaub-
nisse, bau- und naturschutzrechtliche Genehmigungen, Entscheidungen nach dem Flurbereinigungsrecht, 
Eingangsbestätigungen. Sollten wir weitere Informationen zum laufenden Verfahren für erforderlich halten, 
werden wir Sie darauf in unserer Stellungnahme ausdrücklich hinweisen. 
 
 

4 Einheitlicher E-Mail-Betreff 

Bitte verwenden Sie im E-Mail-Verkehr zu TöB-Stellungnahmen als Betreff an erster Stelle das Stichwort 
TöB und danach die genaue Bezeichnung Ihrer Planung. 
 
 

5 Hinweis zum Datenschutz 

Sämtliche digitalen Daten werden ausschließlich für die Erstellung der TöB-Stellungnahmen im LGRB 
verwendet.  
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6 Anzeigepflicht für Bohrungen 

Für Bohrungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gemäß § 8 Geologiedatengesetz (GeolDG) beim 
LGRB. Hierfür steht eine elektronische Erfassung unter  
http://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen/banz zur Verfügung. 
 
 
 

Allgemeine Hinweise auf Informationsgrundlagen des LGRB 
 
Die Stellungnahmen des LGRB als Träger öffentlicher Belange basieren auf den Geofachdaten der geo-
wissenschaftlichen Landesaufnahme, welche Sie im Internet abrufen können: 
 

A Bohrdatenbank 

Die landesweiten Bohr-, bzw. Aufschlussdaten können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen 
werden: 

 Als Tabelle: http://www.lgrb-bw.de/bohrungen/aufschlussdaten/adb  
 Als interaktive Karte: http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_adb  
 Als WMS-Dienst: http://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_adb 
 
 

B Geowissenschaftlicher Naturschutz 

Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. Die Daten 
des landesweiten Geotop-Katasters können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen werden: 

 Als interaktive Karte: http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope   
 Als WMS-Dienst: http://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_geotope  
 
 

C Weitere im Internet verfügbare Kartengrundlagen 
Eine Übersicht weiterer verfügbarer Kartengrundlagen des LGRB kann im Internet unter folgender Adresse 
abgerufen werden: http://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen  und im LGRB-
Kartenviewer visualisiert werden (http://maps.lgrb-bw.de).  
 
Unsere Tätigkeit als TöB -Beiträge des LGRB für die Raumordnung und Bauleitplanung- haben wir aktuell 
in der LGRB-Nachricht Nr. 2019/05 zusammengefasst und unter  https://lgrb-
bw.de/download_pool/lgrbn_2019-05.pdf veröffentlicht.  Sie interessieren sich für unsere LGRB-
Nachrichten? Abonnieren Sie unseren LGRB-Newsletter unter https://lgrb-bw.de/Newsletter/. 
 
 
Für weitere Fragen oder Anregungen stehen wir unter der E-Mail-Adresse: abteilung9@rpf.bwl.de gerne 
zur Verfügung.  
 
Die aktuelle Version dieses Merkblattes kann im Internet unter folgender Adresse abgerufen werden: 
https://lgrb-bw.de/download_pool/2020_07_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf 

Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung! 
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 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

Schreiben vom 18.10.2021 

 

 

A. Allgemeine Angaben 

Gemeinde Wolpertswende 

 Flächennutzungsplan  

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Edeka und Seniorenwohnen 
Mochenwangen“ 

 Bebauungsplan für das Gebiet  

 Klarstellungs- und Einbeziehungssatzung  

 

 

B. Stellungnahme 

 Keine Äußerung aus der Sicht der Raumordnung. 

 Fachliche Stellungnahmen siehe Seiten 2 - 6. 
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I.  Raumordnung 

 

Raumordnung/Bauleitplanung 

Es werden keine Anregungen und Bedenken vorgebracht. 

 

 

Raumordnung/Einzelhandel 

Zuletzt wurde unter dem 25.03.2020 zu dem Vorhaben Stellung genommen. Ergän-

zend wurde am 02.07.2020 direkt gegenüber dem Planungsbüro Sieber Stellung ge-

nommen, nachdem eine Auswirkungsanalyse vorgelegt worden war.  

 

Hinsichtlich des Integrationsgebots hatte die Auswirkungsanalyse festgestellt, dass 

die Erreichbarkeit zu Fuß bzw. mit dem Fahrrad noch nicht durchgängig möglich ist 

und dies im Rahmen der Gesamtplanung entsprechend ergänzt werden müsse. 

 

Die nun vorgelegten Unterlagen enthalten - soweit ersichtlich - keine Planungsabsich-

ten im Hinblick auf die Erreichbarkeit zu Fuß bzw. mit dem Fahrrad. Auch liegen die 

textlichen Festsetzungen weiterhin nicht vor, so dass weiterhin keine endgültige Stel-

lungnahme abgegeben werden kann. 

 

Um weitere Beteiligung am Verfahren wird daher gebeten. 

 

 

 

 

 

II.  Straßenwesen 

 

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regel-

fall nicht überwunden werden können. 

 

Art der Vorgabe 

Im Interesse der Verkehrssicherheit sind die straßenrechtlichen Belange der Sicher-

heit und Leichtigkeit des Verkehrs auch im Innenbereich bei der Aufstellung von Be-
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bauungsplänen zu beachten. Innerhalb des Erschließungsbereiches von Landesstra-

ßen beträgt der Schutzstreifen gemäß § 22 StrG BW einheitlich 10 m, jeweils gemes-

sen vom äußeren Rand der nächstgelegenen befestigten Fahrbahn. 

 

Rechtsgrundlage 

Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG BW) § 22 Abs. 3  

 

 

2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berüh-

ren können, mit Angabe des Sachstandes. 

 

Ausbauabsichten der L 284 bestehen derzeit nicht. 

 

 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, 

gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechts-

grundlage und Hinweise zum Vollzug. 

 

Das Regierungspräsidium – Abteilung Mobilität, Verkehr, Straßen, erhebt aufgrund 

der geplanten äußeren verkehrlichen Erschließung im Bereich der bestehenden Bus-

bucht Bedenken gegen den vorgelegten Bebauungsplan. 

 

 

3.1 Stellungnahme Referat 42 – Steuerung und Baufinanzen 

 Zum Entwurf: 

Abstände zu Baugrenzen, Anbauverbotszone 

Gegen die entlang der L 284 außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-

stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt im angeschlossenen Vorentwurf vom 

29.07.2021 eingetragenen Baugrenzen bestehen Bedenken. 

Innerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der 

Ortsdurchfahrt hat der Schutzstreifen 10 m zu betragen. 

 

Äußere verkehrliche Erschließung 

Der verkehrlichen Erschließung über die bestehende Busbucht kann aus Gründen der 

Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs der überörtlichen Landesstraße in der vorge-

legten Form nicht zugestimmt werden Vgl. hierzu die nachfolgenden Ausführungen 
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von Referat 45. Demnach ist der Anschluss verkehrsgerecht und richtlinienkonform 

auszubilden. Der verkehrsgerechte Ausbau ist in den Bebauungsplan aufzunehmen.  

  

Sichtfelder 

Zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Landes-

straße und Knotenpunkte übersichtlich zu gestalten sind an der einmündenden Ge-

meindestraße ausreichende Sichtfelder vorzuhalten. Der Augpunkt des wartenden 

Fahrers ist hierzu 3 m vom Fahrbahnrand der Landesstraße anzusetzen. Der Ziel-

punkt des Sichtstrahls ist in 70 m Entfernung am Fahrzeug des bevorrechtigt zufah-

renden Verkehrs auf der „richtigen“ Fahrbahnseite anzunehmen. 
 

 Hinweise: 

Entwässerung 

Der Landesstraße sowie ihren Entwässerungseinrichtungen darf vom gesamten Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes einschließlich der Erschließungsstraßen kein 

Oberflächenwasser zugeführt werden. 

 

Auf die RAS-Ew Ausgabe 2005 (Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil: Entwäs-

serung) wird hingewiesen. 

 

Kosten für Immissionsschutz 

Die im Bebauungsplanentwurf für Bebauung ausgewiesenen Flächen werden teil-

weise im Immissionsbereich der Landesstraße, insbesondere im Schalleinwirkungs-

bereich, liegen. Das Baugebiet ist damit durch die vorhandene Landesstraße vorbe-

lastet. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass sich der Straßenbaulastträger 

deshalb an den Kosten evtl. notwendig werdender aktiver oder passiver Schallschutz-

maßnahmen oder auch anderer Immissionsschutzmaßnahmen nicht beteiligen kann. 

 

Ver- und Entsorgungsleitungen 

Im Bereich des Straßenkörpers der Landesstraße dürfen keine Ver- und Entsor-

gungsleitungen verlegt werden. Evtl. notwendig werdende Aufgrabungen im Bereich 

der Landesstraße für Kreuzungen und Anschlüsse an Ver- und Entsorgungsleitungen 

dürfen erst nach Abschluss einer entsprechenden vertraglichen Regelung (Nutzungs-

vertrag) mit dem Landkreis Ravensburg vorgenommen werden. 

 

Verkehrseinrichtungen 
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Durch die Ausweisung eines Baugebietes werden im Zuge der Landesstraße zusätzli-

che Verkehrseinrichtungen (z. B. Wegweisung) erforderlich; die vorhandene Beschil-

derung muss geändert oder ergänzt werden.  

 

3.2 Stellungnahme Referat 45 – Regionales Mobilitätsmanagement 

 Zum Entwurf: 

Äußere verkehrliche Erschließung, Straßenraumgestaltung, ÖPNV 

Aus verkehrstechnischer Sicht bestehen erhebliche Bedenken gegen die vorgelegte 

Planung. 

 

Der neue Anschluss an die L 284 (Weingartener Straße) überstreicht den Einfahrts-

bereich der bestehenden Bushaltestelle. Dieser Umstand ist weder richtlinienkonform 

noch steht er im Einklang mit Leichtigkeit und Sicherheit des fließenden Verkehrs. 

 

Unter Berücksichtigung der Umrüstung zur Barrierefreiheit von Haltestellen ist eine 

Busbucht an dieser Stelle, aufgrund der fehlenden Verziehungslängen durch die er-

forderlichen Schleppkurven des Buses, nicht umsetzbar. Demnach ist für den ÖPNV 

die Planung als Fahrbahnhalt vorzusehen und entsprechend bei der weiteren Pla-

nung der verkehrlichen Erschließung des Plangebietes zu integrieren bzw. zu berück-

sichtigen. 

 

Da die L 284 im betroffenen Streckenabschnitt einen DTVKfz von 7.036 Kfz/24h vor-

weist und durch die Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes mit Wohnbebauung er-

heblichen Ziel- und Quellverkehr erfährt, sind die Kriterien gemäß Tabelle 44 – RASt 

2006 für angebaute Hauptverkehrsstraßen erfüllt. Demzufolge ist die Anbindung des 

Plangebiets mittels einer Linksabbiegespur (LAS 4) zu realisieren. 

 

Ergänzend wird auf die VwV-StVO zu § 9 zu Absatz 1 Rnd. 1 verweisen. 

 

Fußgängerüberweg 

Der im nördlichen Bereich der Kreuzung befindliche Fußgängerüberweg ist im Lage-

plan darzustellen. Auch hier sind die Belange zur Barrierefreiheit als auch mögliche 

fußläufige Wegverbindungen zu berücksichtigen und zu interpretieren. 

 

Kosten 

















http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/261161/
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/


https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E2012510773/18658595/Flyer-LK-Bodenschutz.pdf
https://www.rv.de/site/LRA_RV_Responsive/get/params_E2012510773/18658595/Flyer-LK-Bodenschutz.pdf
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Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die Belange der Wasserversorgung zu berück-sichtigen (§ 1 

Abs. 6 Ziff. 8e Baugesetzbuch (BauGB)). Diese sind dann hinreichend berücksichtigt, wenn die Gebäude an 

eine auf Dauer gesicherte, einwandfreie öffentliche Wasser-versorgung angeschlossen werden. 

In der Begründung zum Bebauungsplan ist die wasserversorgungstechnische Erschließung des Baugebie-

tes kurz darzustellen. 

2. Bedenken und Anregungen 

Grundwasserschutz 

Die Bauleitpläne sollen dazu beitragen die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. (§ 1 Abs. 5 BauGB). 

Wegen der überragenden Bedeutung der Ressource Grundwasser als eine wesentliche Lebensgrundlage 

sind Eingriffe in den Grundwasserhaushalt beim Bauen zu vermeiden bzw. zu minimieren. 

Um gesicherte Erkenntnisse über die Grundwassersituation zu erhalten, empfehlen wir vorab in grund-

wassernahen Bereichen (Talauen, Quellbereiche usw.) Baugrunderkundungen mittels verpegelten Erd-

aufschlussbohrungen durchzuführen.  

Bei der Beurteilung der Grundwasserstände ist der Schwankungsbereich des Grundwassers zu berücksich-

tigen. 

Erdaufschlüsse sind gem. § 43 WG dem Landratsamt – Untere Wasserbehörde- anzuzeigen. 

Falls Grundwasserbenutzungen (Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten, Ableiten, Aufstau-en, Absen-

ken und Umleiten von Grundwasser) notwendig werden, ist die nach den Umständen erforderliche Sorg-

falt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung 

seiner Eigenschaften zu vermeiden. 

Drainagen im Grundwasserbereich, sowie Sickerschächte sind grundsätzlich nicht zulässig. 

Um in kritischen Bereichen Schadensfällen vorzubeugen, ist zu prüfen, ob nicht auf Untergeschosse ver-

zichtet werden kann. Wenn nicht, wird empfohlen, die im Grundwasserbereich zu liegen kommenden 

Baukörper wasserdicht und auftriebssicher herzustellen. 

Die im Grundwasserbereich eingebrachten Materialien dürfen keine schädlichen auslaugbaren Beimi-

schungen enthalten. 

3. Hinweise 

Das Wasserschutzgebiet „Bilgäcker“ wurde am 11.05.2021 aufgehoben. Entsprechende Hinweise in 

früheren Stellungnahmen dazu sind nicht mehr relevant. 

Wir bitten im Bebauungsplan folgende Hinweise mit aufzunehmen: 

- Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. 

§§ 8,9,10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). 

Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landratsamt Ravensburg zu beantragen. Die für 

das Erlaubnisverfahren notwendigen Antragsunterlagen müssen nach § 86 Absatz 2 WG von ei-

nem hierzu befähigten Sachverständigen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt über 

die notwendigen Unterlagen ist bei der Unteren Wasserbehörde erhältlich. Ei-ne Erlaubnis für das 

Zutagefördern und Zutageleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer Baugrube kann 

grundsätzlich nur vorübergehend erteilt werden. 

 

- Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser hat der Unternehmer gem.  

§ 49 Absatz 2 WHG bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes unverzüglich anzu-zeigen. Die 

Untere Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen. 

Anregung für die Darstellung der wasserversorgungstechnischen Erschließung: 
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Es sollte nicht nur beschrieben werden, wie die Erschließung sichergestellt wird, sondern auch eine kon-

krete Aussage getroffen werden, dass die Kapazität des Wasserversorgungsnetzes, an das das Baugebiet 

angeschlossen wird, geprüft wurde und grundsätzlich ausreichend ist.  
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